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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit privé

Die Motion Buffat (svp, VD) scheiterte in der Sommersession 2021 im Ständerat mit 26
zu 19 Stimmen. Die ständerätliche Rechtskommission hatte zuvor kontrovers über den
Vorstoss für eine automatische Löschung einer getilgten betriebenen Forderung
diskutiert und sich schliesslich äusserst knapp gegen die Motion entschieden. Der
Mehrheitsantrag stütze sich auf zwei Argumente, so Kommissionssprecher Beat Rieder
(mitte, VS): Erstens würde bei einer Annahme der Motion der Anreiz wegfallen, die
Schulden frühzeitig zu begleichen, um eine Betreibung und damit den Eintrag ins
Register zu verhindern. Eine Zahlung im letzten Moment vor der Verpfändung reichte
dann noch immer aus, um den Eintrag zu löschen. Als Konsequenz könne dies zu einer
sinkenden Zahlungsmoral in der Bevölkerung führen. Zweitens würde die für
Drittpersonen relevante Aussagekraft der Betreibungsregistereinträge zur
Zahlungsmoral und dem Zahlungswillen einer Person verloren gehen. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter stimmte dem zu und ergänzte, dass Betreibungsregistereinträge
grundsätzlich, unabhängig von den Gründen, Auskunft über Betreibungen einer Person
gäben und nicht zur Auskunft über einzelne offene Rechnungen oder Forderungen
dienten. 
Im Namen der Kommissionsminderheit, bestehend aus Ständerätinnen und Ständeräten
der Grünen und der SP, widersprach Céline Vara (gp, NE): Es könne jede Person
plötzlich in finanzielle Schwierigkeiten geraten und dadurch einer Betreibung
gegenüberstehen. Dies sei insbesondere in der Covid-19-Pandemie für zahlreiche
Selbstständige, Kurzarbeitsentschädigung-Beziehende und Personen, welche ihren Job
verloren hatten, zur Realität geworden. Diese Personen seien nicht zwingend schlechte
Zahlende, sondern seien unverschuldet in diese Situation geraten. Der Eintrag im
Betreibungsregister wirke sich in Form von sozialer Unsicherheit und persönlichen
Schwierigkeiten negativ auf die betroffenen Personen aus und könne weitere Nachteile
nach sich ziehen. Es gebe bei beglichenen oder ungerechtfertigten Betreibungen
keinen Grund, diese – einer moralischen Strafe gleichend – noch im Register stehen zu
lassen. Vara argumentierte zudem, dass es für Drittpersonen relevanter sei, in
Erfahrung zu bringen, ob die Person mit ihren Einkünften künftig finanziellen
Verpflichtungen nachkommen könne, als deren vergangene Betreibungen zu kennen.
Dennoch sprach sich die Ratsmehrheit für Ablehnung der Motion aus. 1
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1) AB SR, 2021, S. 363 ff.; Bericht der RK-SR vom 20.5.21
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